Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2319 


Sachgebiet 2035 


Vorb l afr 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Verlängerung der Amtszeit der Personalräte 
(Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP) 


A. Problem 

Das Personalvertretungsgesetz soll — ebenso wie das Betriebs- 
verfassungsgesetz — reformiert werden. Ein entsprechender 
Gesetzentwurf wird von der Bundesregierung vorbereitet. Mit 
seiner Verabschiedung ist im Jahre 1972 zu rechnen. Deshalb 
wäre es nicht zweckmäßig, die vorher anstehenden Personalrats- 
neuwahlen noch nach dem zur Zeit geltenden Recht durch- 
zuführen. 


B. Lösung 

Verlängerung der Amtszeit der Personalräte, die zur Zeit im 
Amt sind, bis zum 31. März 1973. Ein entsprechendes Ver- 
längerungsgesetz für die Betriebsräte ist bereits erlassen 
worden. 


C. Alternativen 

stehen nicht zur Debatte. 


D. Kosten 

Keine 
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Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2319 


Sachgebiet 2035 ‘ 

Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 


Der Bundestag wolle besdiließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Verlängerung der Amtszeit der Personalräte 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Personalräte in den Verwaltungen des Bundes 
und der bundesunmittelbaren Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie 
in den Gerichten des Bundes, deren Amtszeit nach 
§ 24 des Personalveftretungsgesetzes oder nach § 12 
des Gesetzes über Personalvertretungen im Bundes- 
grenzschutz nach dem 30. September 1971 ablaufen 
würde, bleiben bis zum 31. März 1973 im Amt. § 25 
des Personal Vertretungsgesetz es und § 13 des Ge- 


setzes über Personalvertretungen im Bundesgrenz- 
schutz bleiben unberührt. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 16. Juni 1971 


Dr. Barzel, Stüchlen und Fraktion 
Wehner und Fraktion 
Misdinick und Fraktion 
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Begründung 

Dem Bundestag wird in absehbarer Zeit der Entwurf 
einer Neuregelung des Personalvertretungsrechts 
des Bundes vorliegen. Es ist damit zu rechnen, daß 
der Entwurf im Laufe des Jahres 1972 verabschiedet 
wird. Es wäre unzweckmäßig, die bis zum Inkraft- 
treten der Neuregelung anstehenden Personalrats- 
neuwahlen noch nach dem zur Zeit geltenden 
Personalvertretungsrecht durchzuführen. Der vor- 
liegende Entwurf sieht daher für Personalräte, deren 
Wahlperiode nach dem 30. September 1971 ablaufen 
würde, eine Verlängerung der Amtszeit bis zum 
31. März 1973 vor. Das Vorschaltgesetz soll nur die 
Zeit bis zum Inkrafttreten der Neuregelung des Per- 
sonalvertretungsrechts überbrücfcen; dem Neürege- 
lungsgesetz bleibt es Vorbehalten, durch Abkürzung 
oder Verlängerung der im Vorschaltgesetz gesetzten 
Frist zu bestimmen, wie lange die Personalräte noch 
nach seinem Inkrafttreten im Amt bleiben sollen. 

Die Verlängerung der Amtszeit gilt auch für Stufen- 
vertretungen und Gesamtpersonalräte (§§ 52, 54 in 
Verbindung mit § 24 des Personalvertretungsgeset- 
zes, § 31 in Verbindung mit'§ 12 des Gesetzes über 
Personalvertretungen im Bundesgrenzschutz) . 

Mit dem Hinweis auf § 25 des Personalvertretungs- 
gesetzes und § 13 des Gesetzes über Personalvertre- 
tungen im Bundesgrenzschutz wird sichergestellt, 
daß die Amtszeitverlängerung Neuwahlen aus be- 
sonderen Anlässen nicht ausschließt. 
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